
E U R O PÄ I S C H E S  PAT E N TA M T

Klagen wegen 
Scheinselbständigkeit

Ärger steht dem Europäischen
 Patentamt (EPA) mit Sitz in Mün-

chen ins Haus. Mehrere Beschäftigte
klagen vor Gericht auf Festeinstellung.
Ihr Vorwurf: Das Patentamt lagere
 zunehmend Tätigkeiten aus, wofür es
Dienstleistungsverträge mit mehr als
40 Drittfirmen abgeschlossen habe.
Diese wiederum vermittelten die Per -
sonen nur in das Amt, wenn sie sich
 offiziell als selbständig deklarierten.
Tatsächlich würden die Betroffenen
aber teils über mehrere Jahre an ein

und demselben Arbeitsplatz ihren Job
verrichten, das EPA sei der einzige
Auftraggeber, Tätigkeiten für Dritte sei-
en untersagt, Dienstpläne und Abstim-
mungen bei Urlaubsanträgen müssten
eingehalten werden. Alexander Holtz,
Anwalt eines Klägers, argumentiert,
die als „Berater“ bezeichneten Betrof-
fenen seien „in Wirklichkeit Arbeit -
nehmer“ und würden vom EPA „als
Scheinselbständige beschäftigt“. Sie
 erhielten Projektverträge, die teilweise
erst einen Tag vor Ablauf verlängert
würden. In einem Dokument, das dem
kontrollierenden Verwaltungsrat des
EPA im Dezember 2009 vorlag, gehen
Arbeitnehmervertreter davon aus, dass
von den rund 7800 Mitarbeitern an
den fünf Standorten München, Berlin,

Den Haag, Brüssel und Wien rund
 tausend Beschäftigte von dieser Praxis
betroffen seien. Die Personalvertre-
tung rechnet intern mit Fehlbeträgen
bei den Sozialabgaben in siebenstelli-
ger Höhe. Brisant ist diese Praxis, weil
die deutschen Vertreter des Verwal-
tungsrats vom Bundesjustizministe -
rium entsandt werden. Das EPA sagt,
es sei üblich, auf externe Dienstleister
zurückzugreifen. „Über die Arbeitsver-
hältnisse zwischen diesen Unterneh-
men und ihren Angestellten, die für
die Dienstleistungserbringung zuguns-
ten des EPA eingesetzt werden, kön-
nen wir keine Auskunft geben, gehen
aber davon aus, dass diese den Erfor-
dernissen der Vertragserfüllung gegen-
über dem EPA Rechnung tragen.“

S T E U E R F L U C H T

BaFin prüft die UBS
Im Zusammenhang mit Steuertrick-

sereien von Superreichen ermit-
teln die Bankenwächter gegen die
deutsche Tochter des Schweizer
 Finanzkonzerns UBS. Die Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungs -
aufsicht (BaFin) „hat eine Sonder-
prüfung im Zusammenhang mit den
von Peter S. erhobenen Vorwürfen
eingeleitet“, bestätigt eine Spreche-
rin der Bank. Hintergrund ist die
Behauptung des ehemaligen Groß-
kunden Peter S., die Bank habe ihm
in Zürich einen Scheinwohnsitz
 installiert, um der Besteuerung 
durch den deutschen Fiskus zu
 entgehen. Bei der BaFin fällt die

Untersuchung in die Zuständig-
keit des Geldwäschereferats.  
Dabei soll unter anderem geklärt
werden, ob die deutsche Tochter
der UBS  systematisch Beihilfe zur
Steuerflucht geleistet haben könn-
te. Zu den damaligen Gescheh -
nissen hat die UBS „ebenfalls 
eine interne Untersuchung ein-
 geleitet“, sagt eine Banksprecherin.
Peter S. hatte bereits im Februar
bei der Staatsanwaltschaft Frank-
furt am Main eine Strafanzeige ge-
gen die UBS eingereicht. Dabei
geht es nicht nur um Angebote zur
Steuerhinterziehung, sondern auch
um Betrug, Untreue und versuchte
 Nötigung. Angeblich trifft die 
Bank eine Mitschuld an Millionen-
verlusten durch Fehlspekulatio-
nen.

Wirtschaft

UBS-Tower in Frankfurt am Main
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